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beschlossen:
[bookmark: i_text_]Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Chemnitz vom 27. Mai 2010 - 4 K 215/10 - wird zurückgewiesen. 
Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens. Kosten werden nicht erstattet. 
Gründe
Die zulässige Beschwerde des Klägers ist nicht begründet. Das Verwaltungsgericht hat seinen Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und Beiordnung eines Rechtsanwalts zu Recht wegen fehlender Erfolgsaussicht seiner Klage (§ 166 VwGO i. V. m. § 114 Satz 1 ZPO) abgelehnt. 1

Ausgehend von den verfassungsrechtlichen Vorgaben, dem Unbemittelten einen weitgehend gleichen Zugang zu Gericht zu ermöglichen, darf die Prüfung der Erfolgsaussichten nicht dazu dienen, die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung selbst in das summarische Verfahren der Bewilligung von Prozesskostenhilfe zu verlagern und dieses an die Stelle des Hauptsacheverfahrens treten zu lassen. Das Prozesskostenhilfeverfahren soll den Rechtsschutz, den der Rechtsstaatsgrundsatz erfordert, nicht ersetzen, sondern zugänglich machen. Die Anforderungen an die hinreichende Erfolgsaussicht dürfen deshalb nicht überspannt werden (vgl. BVerfG, Beschl. v. 14. Juni 2006, BayVBl. 2006, 677, und Beschl. v. 26. Februar 2007, NVwZ-RR 2007, 361). Mithin muss der Erfolg nicht gewiss sein; es genügt eine gewisse Wahrscheinlichkeit, die bereits gegeben ist, wenn ein Obsiegen ebenso wahrscheinlich ist wie ein Unterliegen (vgl. P. Schmidt, in: Eyermann, VwGO, 12. Aufl., § 166 Rn. 26). 2

Gemessen hieran hat die beabsichtigte Rechtsverfolgung des Klägers keine hinreichende Aussicht auf Erfolg. Das Verwaltungsgericht hat den Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und Beiordnung eines Prozessbevollmächtigten abgelehnt, weil der Bescheid der Beklagten vom 22. Juni 2009 in Gestalt des Widerspruchsbescheids des Regierungspräsidiums Chemnitz vom 1. Februar 2010 voraussichtlich rechtmäßig sei und den Kläger nicht in seinen Rechten verletze. Die Gewerbeuntersagung unter Nummer 1 des Bescheids hinsichtlich der selbständigen Tätigkeit des Klägers „Dienstleistungen und Einzelhandel mit Bürobedarf, Büromaschinen, Computer, Drucker, Telefongeräten, Software, Auftragsvermittlung für Buchbindearbeiten, Verkauf von berufsspezifischen Periodika, Büchern und Fachliteratur (neu oder gebraucht), Vermittlung von Gas- und Stromlieferungsverträgen für die Firma TelDaFax GmbH, Vertrieb von Weinen aus Deutschland, EU und Israel und anderen Erzeugerstaaten, Einzelhandel mit Getränken, Bier, Wein und Spirituosen aller Art“ sei zu Recht ergangen, da wohl die Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 GewO und Tatsachen vorlägen, welche die Unzuverlässigkeit des Klägers in Bezug auf das ausgeübte Gewerbe dartäten, und die Untersagung zum Schutz der Allgemeinheit erforderlich sei. Unzuverlässig sei ein Gewerbetreibender, wenn er nach dem Gesamteindruck seines Verhaltens nicht die Gewähr dafür biete, dass er sein Gewerbe zukünftig ordnungsgemäß betreibe. Hierzu gehöre vor allem, dass der Gewerbetreibende seine mit der Gewerbeausübung zusammenhängenden Zahlungsverpflichtungen erfülle. Die Annahme der Unzuverlässigkeit könne auch aus einer andauernden wirtschaftlichen Leistungsunfähigkeit abgeleitet werden, die infolge des Fehlens von Geldmitteln eine ordnungsgemäße Betriebsführung im Allgemeinen und die Erfüllung öffentlich-rechtlicher Zahlungsverpflichtungen im Besonderen verhindere, ohne dass Anzeichen für eine Besserung erkennbar seien und damit die Allgemeinheit oder das Vermögen Dritter geschädigt werde. Dies sei insbesondere bei Überschuldung, Leistungsunfähigkeit, mangelnder Kreditwürdigkeit oder Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung der Fall. Die Zuverlässigkeit eines Gewerbetreibenden sei auch in Frage gestellt, wenn er wegen eines Verbrechens oder Vergehens verurteilt oder wegen einer Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld belegt worden sei. 3

Hiervon ausgehend sei der Kläger als unzuverlässig einzuschätzen. Ob seine steuerlichen Zahlungsrückstände diese Annahme rechtfertigten, könne dahinstehen, denn er habe am 23. Dezember 2008 eine eidesstattliche Versicherung über seine Vermögenslosigkeit beim Amtsgericht Chemnitz abgegeben. Allein dieser Umstand rechtfertige eine Gewerbeuntersagung. Etwas andere gelte nur, wenn der Gewerbetreibende zahlungswillig sei und an einem sinnvollen Sanierungskonzept arbeite. Davon könne hier nicht ausgegangen werden. Der Kläger habe Zahlungsrückstände gegenüber privaten Gläubigern in Höhe von rund 97.000,- €. Ein Sanierungskonzept des Klägers sei nicht ersichtlich. Der Umstand, dass der Kläger für das vorliegende Verfahren Prozesskostenhilfe beantragt habe, zeige ebenfalls seine mangelnde wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. Auch das strafrechtliche in Erscheinung treten des Klägers könne zur Feststellung seiner Unzuverlässigkeit herangezogen werden. Seine früheren Verurteilungen seien noch berücksichtigungsfähig, da sie noch nicht zu tilgen gewesen seien. Die Gewerbeuntersagung verstoße auch nicht gegen das Verhältnismäßigkeitsgebot. Gemäß § 35 Satz 1 GewO habe die zuständige Behörde die Ausübung eines Gewerbes zu untersagen, wenn eine Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden vorliege. Da Letzteres - wie dargestellt - vorliege, sei die Beklagte verpflichtet gewesen, die Gewerbeuntersagung auszusprechen. Auch die in Nummer 2 des Bescheides verfügte erweiterte Gewerbeuntersagung nach § 35  Abs. 1 Satz 2 GewO begegne keinen rechtlichen Bedenken. Hiernach könne die Untersagung auf bestimmte andere oder alle Gewerbe erstreckt werden, wenn der Gewerbetreibende auch diesbezüglich unzuverlässig sei. Dies setze voraus, dass sich die Unzuverlässigkeit nicht auf das ausgeübte Gewerbe beschränke und zum Schutz der Allgemeinheit oder der im Betrieb Beschäftigten nicht nur die Untersagung des tatsächlich ausgeübten Gewerbes erforderlich sei. Diese Voraussetzungen lägen hier vor, da  der Kläger bei der Ausübung seines Gewerbes Pflichten verletzt habe, die jeder Gewerbetreibende unabhängig von der konkreten Gewerbeausübung einzuhalten habe. Umstände, die eine anderweitige Gewerbeausübung ausschlössen, seien ebenfalls nicht ersichtlich. Die Zwangsgeldandrohung in Nr. 4 des Bescheids sei ebenfalls rechtmäßig. 4

Mit Beschluss des Amtsgerichts Chemnitz vom 1. Juni 2010 - 1510 IN 1077/10 - ist über das Vermögen des Klägers ein Insolvenzverfahren eröffnet und infolge dessen das vorliegende Verfahren kraft Gesetzes unterbrochen worden. Mit Schreiben vom 24. Juli 2014 teilte der Kläger mit, dass das Insolvenzverfahren mit Beschluss vom 4. März 2013 aufgehoben worden sei und er die Wiederaufnahme des Verfahrens beantrage. Ergänzend führt er aus, dass eine Gewerbeuntersagung innerhalb eines Insolvenzverfahrens unzulässig sei und er im Übrigen alle gegen ihn erhobenen Vorwürfe zur Begründung seiner gewerberechtlichen Unzuverlässigkeit bestreite.5

Die Beschwerde des Klägers gegen die Versagung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts ist zurückzuweisen, da seine Klage gegen die ihm gegenüber ergangene Gewerbeuntersagung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat. Es ist nicht ersichtlich, dass der Ausgang des von ihm betriebenen Klageverfahrens zumindest offen sein könnte. Es spricht alles dafür, dass der Kläger i. S. v. § 35 Abs. 1 GewO unzuverlässig ist und auch die erweiterte Gewerbeuntersagung nach § 35 Abs. 1 Satz 2 GewO gerechtfertigt ist. Im Anschluss an die zutreffenden Ausführungen des Verwaltungsgerichts, die sich der Senat zur Vermeidung von Wiederholungen zu Eigen macht, ist festzuhalten, dass es für die prognostische Beurteilung der gewerberechtlichen Zuverlässigkeit auf den Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheids ankommt (SächsOVG, Beschl. v. 23. August 2011 - 3 B 247/10 -, Rn. 6; st. Rspr.). Nur wenn dieser noch nicht ergangen ist, kommt es für die Prognoseentscheidung auf den Zeitpunkt der  gerichtlichen Entscheidung an (SächsOVG a. a. O.). 6

Zum hiernach maßgeblichen Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides vom 1. Februar 2010 war der Kläger wirtschaftlich nicht leistungsfähig. Vielmehr war er überschuldet und ohne fundiertes Konzept zur Überwindung seiner Überschuldung. Die hierzu getroffenen Feststellungen des Verwaltungsgerichts werden bestätigt durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Antragstellers durch Beschluss des Amtsgerichts Chemnitz am 1. Juni 2010. Aus dem Umstand, dass das Insolvenzverfahren mit Beschluss des Amtsgerichts Chemnitz vom 4. März 2013 
- 1503 IN 1077/10 - aufgehoben wurde, folgt nichts anderes. Hierbei handelt es sich um Tatsachen, die sich erst nach Abschluss des gewerberechtlichen Untersagungsverfahrens ereignet haben und deshalb für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheids ohne Belang sind. 7

Die Klage des Klägers hat auch nicht deshalb hinreichende Aussicht auf Erfolg, weil eine Gewerbeuntersagung innerhalb eines Insolvenzverfahrens unzulässig wäre. Eine Sperrwirkung des vom Antragsteller sinngemäß angesprochenen § 12 GewO steht vorliegend nicht in Rede. § 12 GewO regelt: „Vorschriften, welche die Untersagung eines Gewerbes oder die Rücknahme oder den Widerruf einer Zulassung wegen Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden, die auf ungeordnete Vermögensverhältnisse zurückzuführen ist, ermöglichen, finden während eines Insolvenzverfahrens, während der Zeit, in der Sicherungsmaßnahmen nach § 21 InsO angeordnet sind, und während der Überwachung der Erfüllung eines Insolvenzplans (§ 260 InsO) keine Anwendung in Bezug auf das Gewerbe, das zur Zeit des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens ausgeübt würde“. Im Hinblick auf die Regelung des § 12 GewO steht lediglich in Streit, ob § 12 GewO einer gewerberechtlichen Untersagung entgegensteht, wenn ein Insolvenzverfahren innerhalb offener Rechtsbehelfsfrist gegenüber der Untersagung oder innerhalb der Abwicklungsfrist eröffnet wird. Diese Rechtsfrage ist höchstrichterlich nicht geklärt. Zur Klärung dieser Frage ist derzeit ein Revisionsverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht (- 8 C 6.14 -) anhängig. Diese Frage stellt sich hier hingegen nicht. Das Insolvenzverfahren wurde gegenüber dem Kläger erst am 1. Juni 2010 und damit vier Monate nach Erlass des Widerspruchsbescheids im Gewerbeuntersagungsverfahren eröffnet, ohne dass zu diesem Zeitpunkt eine Abwicklungsfrist zugunsten des Klägers lief.  8

Ohne dass es für die Entscheidung über die Bewilligung von Prozesskostenhilfe darauf ankäme merkt der Senat im Hinblick auf die Einwände des Antragstellers an, dass auch nichts dafür ersichtlich ist, dass er derzeit wirtschaftlich leistungsfähig sein könnte. Nach dem Beschluss des Amtsgerichts Chemnitz vom 4. März 2013 über die Aufhebung des Insolvenzverfahrens genügte die erwirtschaftete freie Masse noch nicht einmal, um die Kosten des Insolvenzverfahrens zu decken, so dass diese lediglich anteilig auf die Gerichtskosten und den Vergütungs- und Auslagenersatzanspruch des Insolvenzverwalters zu verteilen war. Eine Schlussverteilung an die Gläubiger konnte nicht stattfinden. 9

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Einer Streitwertfestsetzung bedarf es nicht, weil Kosten des Beschwerdeverfahrens nach § 166 VwGO i. V. m. 
§ 127 Abs. 4 ZPO nicht erstattet werden und eine Festgebühr nach Nr. 5502 der Anlage 1 zum GKG in der Fassung zum Zeitpunkt der Beschwerdeeinlegung in Höhe von 50,- € anfällt. 10

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 11



gez.:
v. Welck                                            Kober                                                    Groschupp
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